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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 4 AS 35/16 BH 
 
L 4 AS 396/15 (LSG Hamburg) 
S 55 AS 3838/12 (SG Hamburg) 
 
 
 
………………………………………………, 
 
 
 Klägerin und Antragstellerin, 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter team.arbeit.hamburg, 
Billstraße 82 - 84, 20539 Hamburg, 
 
 Beklagter. 
 

 

 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am 18. Juli 2016 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  V o e l z k e    sowie den Richter   M u t s c h l e r  

und die Richterin   B e h r e n d  

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im 

Beschluss des Landessozialgerichts Hamburg vom 13. April 2016 - L 4 AS 396/15 - Prozess-

kostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Streitig ist die Einladung der Klägerin zu einem Meldetermin beim beklagten Jobcenter (Be-

scheid vom 10.9.2012; Widerspruchsbescheid vom 12.11.2012). Das LSG hat das klageabwei-

sende Urteil des SG vom 28.4.2015 bestätigt (Beschluss des LSG vom 13.4.2016), weil die 

Klägerin nicht bereits im Vorwege alles unternommen habe, um den sie angeblich rechtswidrig 

belastenden Meldetermin, den sie wahrgenommen hat, zu verhindern. Sie habe erst nach dem 

im Aufforderungsschreiben angegebenen Meldetermin Widerspruch eingelegt. Unter diesen 

Umständen sei für ein nachträgliches Fortsetzungsfeststellungsbegehren kein Raum. 

 

II 

 

Der Antrag der Klägerin auf Bewilligung von PKH war abzulehnen. Gemäß § 73a Abs 1 S 1 

SGG iVm § 114 ZPO kann PKH nur bewilligt werden, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung 

hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Daran fehlt es hier. 

 

Es sind unter Berücksichtigung des Vorbringens der Klägerin in der ersten und zweiten Instanz 

sowie des Akteninhalts keine Gründe für eine Zulassung der Revision ersichtlich. Diese ist nur 

zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

wenn das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG 

abweicht und auf dieser Abweichung beruht (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) oder ein Verfahrensfehler 

geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 

SGG).  

 

Anhaltspunkte für das Vorliegen einer grundsätzlichen Bedeutung (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) oder 

einer Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) sind nicht gegeben. Soweit die Klägerin geltend macht, 

es müsse geklärt werden, ob bei einem Nichterscheinen zu einem Meldetermin auch eine 

Wegeunfähigkeitsbescheinigung vorzulegen sei oder eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 

ausreichend sei, ist nicht erkennbar, dass es zu einer solchen Klärung kommen kann. Es ist 

nicht erkennbar, dass ein zugelassener Prozessbevollmächtigter insofern erfolgreich ein Fort-

setzungsfeststellungsinteresse vortragen könnte. Ebenso wenig ist erkennbar, dass ein Pro-

zessbevollmächtigter in der Lage sein könnte, einen Verfahrensfehler des LSG (§ 160 Abs 2 

Nr 3 SGG) darzulegen.  

 

Da der Klägerin PKH nicht zusteht, kommt auch die Beiordnung eines Rechtsanwalts gemäß 

§ 73a SGG iVm § 121 ZPO nicht in Betracht. 
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